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GLOBALISIERUNGSPROZESSE UND IHRE FOLGEN

Thomas Bernauer

Im Zentrum der Debatte um die Konsequenzen der Globalisierung steht
die Frage nach Veränderungen im Verhältnis von "Staat" oder "Politik",
"Gesellschaft" und "Markt». Im Prozess der Globalisierung verdichten
sich grenzüberschreitende Verflechtungen ökonomischer, sozialer und
kultureller Natur auf materieller aber auch auf psychologischer Ebene.
Marktwirtschaftliche Prinzipien sind seit dem Ende des Kalten Krieges
weltweit auf dem Vormarsch.

Rufe nach einer Angleichung politischer Steuerungsmechanismen an diese

veränderte Welt hingegen haben bisher weder in einer "Welt-Innenpolitik"

noch einem "Weltstaat" gemündet.Wirtschaftliche Globalisierung
und die Staatenwelt im besonderen koexistieren in einem spannungsreichen

Verhältnis. Wirtschaftsführer, Politiker wie auch Wissenschaftler
sprechen zunehmend von einer Entfremdung von Wirtschaft und Politik.
Der Referenzrahmen für die Wirtschaft sei mittlerweile der Weltmarkt,
während die meisten Politiker noch immer Lokalpolitiker seien und ihre
Handlungskompetenz an den nationalen Grenzen ende. Die Entfernung
der beiden "Lebenswelten" äussert sich in vielerlei Hinsicht. Die einen
rufen nach mehr Markt, vom Sozialbereich bis zum Bildungssektor. Andere

beklagen die zunehmende Ökonomisierung der Politik.

In der Tat sind Formen, Inhalte und Prozesse in Markt und Politik (Staat)
unterschiedlich beschaffen. In gut, d.h. effizient funktionierenden Märkten

werden Entscheidungen über die Allokation knapper Ressourcen und
die Produktion von Gütern verschiedensterArt dadurch gefällt, dass
Produzenten, Konsumenten, Arbeitnehmer und Besitzer von Produktionsfaktoren

freiwillig Güter tauschen. DieserTausch findet auf der Basis von
Preisen statt, die aus diesen Tauschbeziehungen heraus entstehen, welche

wiederum von Nachfrage und Angebot bestimmt sind. Entschei-
dungsprozesse sind somit dezentralisiert, sie werden von Gruppen oder
Individuen unabhängig getroffen und folgen weitgehend dem
Verhaltensmodell des homo oeconomicus. In Marktwirtschaften sind die
Produktionsfaktoren zum grossen Teil im Besitz privater Akteure und nicht
des Staates.

In der Politik fällen gewählte Repräsentanten oder die Stimmbevölkerung
Entscheide, wobei deren Entscheidungen oft keine monetarisierbaren
Sachverhalte und Motivationen zugrunde liegen. Im Markt streben
Individuen und Firmen nach einer Erhöhung ihrer individuellen Gewinne. Die
"unsichtbare Hand" führt in effizienten Märkten gemäss neoklassischer
Wirtschaftstheorie dazu, dass auch das kollektive Ergebnis individuellen
Gewinnstrebens in den meisten Fällen aus einem Wohlstandsgewinn für
alle besteht. Die Politik hingegen ist das Mittel,mit dem die meisten Gesell-



schaften wirtschaftliche oder soziale Ergebnisse zu erzielen versuchen, die
der Markt alleine nicht zustande bringt (Marktversagen), oder die aus
normativen Gründen unerwünscht sind (z.B. extrem ungleiche Wohlstandsverteilung).

Gleichzeitig werden durch politische Prozesse Ordnungsrahmen

hergestellt, die für das Funktionieren des Marktes notwendig sind.

Man könnte auch von einer Dreiteilung des Gemeinwesens sprechen. Der
Staat ist laut Bohret et al. "der verfassungsmässig konstituierte Bereich
des Gemeinwesens, in dem Regeln und Normen gesetzt, Politikinhalte
formuliert und durchgesetzt sowie Konflikte verbindlich geregelt werden."
Die Wirtschaft ist "der Teilbereich, in dem Güter produziert und verteilt
werden". Die Gesellschaft ist "der Teilbereich, der den Mitgliedern des
Gemeinwesens persönliche Entfaltungsmöglichkeiten anbietet (Bildung,
Kultur, etc.), in dem Interessen artikuliert und Motivationen erzeugt
werden".1

Besonders seit dem Aufbau der modernen Wohlfahrtsstaaten der westlichen

Industrieländer in den 1930er Jahren sind diese drei Teilbereiche des
Gemeinwesens durch ein kompliziertes Geflecht von innerstaatlichen und
internationalen Institutionen aufs engste miteinander verbunden. Der
"Staat" wird durch die "Gesellschaft" in variablem Ausmass legitimiert.
Aus der "Gesellschaft" stammen Produzenten, Konsumenten, Arbeitnehmer

und Besitzer von Produktionsfaktoren, die als Marktteilnehmer
fungieren. Der "Staat" wiederum schafft die ordnungspolitischen Voraussetzungen,

damit Märkte überhaupt funktionieren können und greift dort
ein, wo Akteure aus "Wirtschaft" und "Gesellschaft" Probleme nicht alleine

lösen können. Er sichert z.B. Eigentumsrechte, erleichtert oder
erschwert den Zugang neuer Marktteilnehmer, korrigiert bestimmte
Formen von Marktversagen, verteilt Wohlstand um. In vielen Staaten fungiert
der Staat auch selbst als Marktteilnehmer (etwa in der Form von
Staatsbetrieben oder dem öffentlichen Beschaffungswesen).

Als Folge der wirtschaftlichen Globalisierung werden, vermuten viele
Beobachter der Weltwirtschaft, die Karten im Verhältnis von Staat,
Wirtschaft und Gesellschaft neu gemischt. Die Beziehungen zwischen Staat,
Gesellschaft und Wirtschaft scheinen aus den Fugen geraten. Bislang kaum
beachtete Fragen tauchen in den 1990er Jahren auf. Diktiert derWeltmarkt
in zunehmendem Masse politische Entscheidungen? Sinken damit die
Flandlungsspielräume politischer Entscheidungsträger und Behörden?
Wird der Staat zunehmend zu einer "virtuellen" Institution, während die
gesellschaftlich wichtigen Entscheidungen in den Chefetagen der
Grosskonzerne fallen?

Der Alltag der 1990er Jahre ist geprägt von kontroversen Debatten zu diesen

Fragen. Bücher mit Titeln wie "Terror der Ökonomie", "The Retreat

1 Carl Bohret et al. 1982, Innenpolitik und politische Theorie, Opladen: Westdeutscher
Verlag, S. 35.



of the State" oder "Has Globalization gone too far?" erscheinen reihenweise

auf dem Markt. Wie oft in wissenschaftlichen, aber auch weniger
wissenschaftlichen Publikationen schon das Ende des Staates prophezeit
wurde, lässt sich kaum mehr zählen. Gewalttätige Krawalle begleiten die
50-jährige Jubiläumsfeier der WTO in Genf. Das Gespenst der "Deindu-
strialisierung" westlicher Länder geht um. Der amerikanische
Präsidentschaftskandidat Ross Perrot sprach gar von einem "giant sucking sound",
der von der Abwanderung US-amerikanischer Arbeitsplätze nach Mexiko

ausginge. Gewerkschaften behaupten, den Industriestaaten gehe die
Arbeit aus, und eine Umverteilung derselben sei notwendig. Enthüllungen

über Sexualpraktiken des amerikanischen Präsidenten haben spürbare

Auswirkungen auf die Börsenkurse in Frankfurt, Zürich und
Singapur. Grosskonzerne verabschieden sich am einen Tag aus der Politik und
rufen am nächsten Tag nach mehr Staat.

Das Wechselspiel von Politik, Gesellschaft und Weltwirtschaft ist zentraler

Untersuchungsgegenstand der Internationalen Politischen Ökonomie
(IPÖ), einem Teilbereich der Politikwissenschaft. Die jüngere Forschung
in diesem Bereich hat sich unter anderem damit auseinandergesetzt, ob
und inwiefern wirtschaftliche Globalisierungsprozesse tatsächlich
beobachtbar sind, welche Verteilungseffekte und Wachstumschancen sich daraus

ergeben, und welche ordnungspolitischen Probleme damit verbunden
sind. Dabei steckt die wissenschaftliche Diskussion um die Auswirkung
von Veränderungen in der Weltwirtschaft auf staatliche Handlungsspielräume,

eine der Kernfragen der Globalisierungsoiskussion, noch in den
Kinderschuhen. Die Forschung zu diesem Thema wird nicht zuletzt
dadurch erschwert, dass die Phänomene "Globalisierung" und "Staat"
multidimensional sind und die beobachtbaren Trends auf den einzelnen Dimensionen

oft nicht in die gleiche Richtung verlaufen. Dementsprechend fällt
es leicht, Beispiele für oder gegen die These eines Diktats der Weltwirtschaft

zu finden, zumal der Grossteil der empirischen Forschung auf
einzelne Wirtschafts- und Politikbereiche ausgerichtet ist.

Was bedeutet "Globalisierung"?

Obschon der Begriff in aller Munde ist, gibt es keine Einigkeit darüber,
was unter Globalisierung zu verstehen sei. Barnet und Cavenagh (zit. in
Beisheim/Walter 1994:142) behaupten gar:

"Globalization is the most fashionable word of the 1990s, so portentous
and wonderfully patient as to puzzle Alice in Wonderland and thrill the
Red Queen because it means precisely whatever the user says it means."

2 Marianne Beisheim, Gregor Walter. 1997, Globalisierung: Kinderkrankheiten eines

Konzeptes, in: Zeitschrift für Internationale Beziehungen, 4/1, S. 153-180.



Die in der Literatur vorfindbaren Definitionen unterscheiden sich
vorwiegend in ihrer Breite. Eine Vorreiterrolle bei der Einführung des
Begriffs in die sozialwissenschaftliche Literatur spielten v.a McLuhan und
Robertson. Während McLuhan schon in den 1960er Jahren anhand von
Untersuchungen zur Medienwelt von einer "Kompression" und einem
"Schrumpfen" der Welt sowie vom "global village" sprach, führte
Robertson den Begriff in den 1980er Jahren in die Soziologie ein. Diese
Autoren begreifen das Phänomen der Globalisierung in der Regel als

breitangelegten gesellschaftlichen und kulturellen Prozess. Die Globalisierung

erscheint hier als materielle, aber auch sozial konstruierte Lebenswelt,

in der sich Bezugsräume ausdehnen und gleichzeitig verdichten.
Ereignisse und Strukturveränderungen in einem Teil der Welt haben
zunehmend Auswirkungen auf andere, entfernte Teile. Damit einher geht
eine Bedeutungsänderung von Territorialität.

In der polit-ökonomischen Literatur wird der Begriff meist enger gefasst.
Hier wird postuliert, dass Globalisierungsprozesse gleichzusetzen sind mit
einer zunehmenden Breite und Tiefe ökonomischer Austauschbeziehungen.

Grenzüberschreitende Ströme von Waren, Dienstleistungen, Kapital,
Wissen und auch Menschen nehmen zu. Dies im Sinne ihres Ausmasses,
der betroffenen Güter und Akteure sowie der räumlichen Ausdehnung
und der Frequenz. Als idealtypische Modelle fungieren die "internationale"

Wirtschaft auf der einen und der "Weltmarkt" auf der anderen Seite.

Im ersten Modell dominiert die binnenwirtschaftliche Aktivität. Die
grenzüberschreitenden Transaktionen finden zwischen klar unterscheidbaren

Wirtschaftsräumen statt, deren Grenzen entlang den staatlichen
Grenzen verlaufen. Im Modell des Weltmarktes, der am Endpunkt der
wirtschaftlichen Globalisierung steht, haben nationale Grenzen keine
Auswirkung mehr auf die Ströme von Produkten und Produktionsfaktoren.

Multinationale Unternehmen (MNCs) werden in dieserWelt zu
Transnationalen Unternehmen (TNCs), die keinerlei Bindungen mehr an den
Heimatstaat aufweisen. Deren Wertschöpfungsketten werden meist länger

und orientieren sich an wirtschaftlichen Effizienzkriterien. Der
weltweite Finanzmarkt ist vollständig integriert, wenn sich beispielsweise die
Zinsen für spezifische Schulden über die einzelnen Länder hinweg
angeglichen haben und Spar- und Investitionsquoten innerhalb der einzelnen
Staaten nicht mehr korrelieren.

Über die Vor- und Nachteile der einzelnen Definitionen liessen sich
Bücher schreiben. In zweierlei Hinsicht bieten jedoch die eng gefassten
polit-ökonomischen Definitionen klare Vorteile. Erstens lassen sich viele
Dimensionen der wirtschaftlichen Globalisierung relativ systematisch
erfassen, vielfach sogar mit quantitativen Daten, welche über eine grössere

Zahl von Ländern und Jahren vergleichbar sind. Zweitens erlaubt
eine enge Definition von Globalisierung eine klarere Trennung ihrer Ursachen

und Folgen auf der einen und der eigentlichen Globalisierungsprozesse
auf der anderen Seite. Dies ist um so wichtiger, wenn wir nach den

Folgen von Globalisierungsprozessen fragen.



Strukturveränderungen in der Internationalen Politischen Ökonomie

Letztlich ist der Streit darüber, was Globalisierung bedeutet, eine
empirische und keine rein konzeptionelle Frage. Gegenwärtig lassen sich
mindestens drei Strukturveränderungen im Weltwirtschaftssystem beobachten.

Die erste lässt sich dem zuordnen, was man gemeinhin unter
wirtschaftlicher Globalisierung versteht. Die zweite und dritte betreffen die
Veränderung der politischen Strukturen.

Erstens lassen sich weltwirtschaftliche Integrationstrends anhand
grenzüberschreitender Ströme von Waren, Dienstleistungen und Kapital relativ

zu den binnenwirtschaftlichen Strömen beobachten. Die betreffenden
Indikatoren geben in ihrer Gesamtheit Aufschlüsse über die Mobilität
von Produkten und Produktionsfaktoren. So sind etwa die Handelsquoten

der meisten Staaten (Exporte plus Importe als Anteil am BSP oder
BIP) zwischen Kriegsende und den 1980er Jahren stark gestiegen und
stagnieren in den 1990er Jahren. Ähnliches gilt für Direktinvestitionen
im Ausland im Vergleich zu den Investitionen im Inland. Auch die
Integration der Finanzmärkte, gemessen an Zinskonvergenzen, Sparquoten
im Vergleich zu inländischen Investitionen oder regulatorischen Hemmnissen

im Kapitalverkehr, ist sehr weit fortgeschritten.

Die empirischen Daten verdeutlichen jedoch ebenso, dass diesem Trend
in Richtung verstärkter Integration der Märkte Grenzen gesetzt sind. Die
wirtschaftlichen Integrationsprozesse sind geographisch sehr ungleich-
mässig verteilt: Die Globalisierung ist eine weltumspannende, aber keine

flächendeckende Erscheinung. Gemessen etwa am internationalen
Handelsvolumen, dem Devisenhandel oder den Internet-Anschlüssen
beschränkt sich die Globalisierungsdynamik weitgehend auf die westlichen

Industriestaaten. Der Rest der Welt, der den grössten Anteil an der
Weltbevölkerung und der Landfläche besitzt, bleibt, wenigstens vorläufig,

von diesem Prozess grösstenteils abgekoppelt. Selbst im OECD-
Raum konzentriert sich z.B. die Investitionstätigkeit weitgehend auf das
Inland. 95 % der Investitionen werden im jeweiligen Heimatstaat getätigt.
Selbst die vermeintlichen Motoren der weltwirtschaftlichen Verflechtung,

die MNCs, erweisen sich bei genauerer Analyse mit wenigen
Ausnahmen (z.B. Nestlé, Schweizer Rück) immer noch als nationale
Unternehmen mit internationalen Aktivitäten. Dies obschon bei vielen MNCs
die Wertschöpfungsketten länger geworden sind, und der Welthandel
mittlerweile zu einem Drittel aus Firmeninternen Transaktionen besteht.

Nichtsdestotrotz wäre es falsch, die gegenwärtigen Integrationsprozesse
in der Weltwirtschaft als "déjà vu" abzutun. Es stellt sich dabei nicht die
Frage, ob ein vollständig integrierter Weltmarkt bereits besteht. Diese Frage

kann zweifelsohne mit Nein beantwortet werden. Die interessante Frage

besteht darin, in welche Richtung Veränderungen spezifischer Natur
verlaufen sind. Im besonderen, ob Produkte und Produktionsfaktoren
mobiler oder weniger mobil geworden sind. Und das ist klar der Fall.



Zweitens haben sich die grenzüberschreitenden politischen Steuerungsstrukturen

stark verändert. Die Anzahl der Internationalen Organisationen
ist seit dem Zweiten Weltkrieg enorm gestiegen. Anfänglich befass-

ten sich diese Organisationen mit sehr beschränkten technischen Fragen,
beispielsweise mit der Abwicklung des grenzüberschreitenden Postverkehrs

oder der Schifffahrt auf internationalen Flüssen. Heute kümmern
sich die mittlerweile auf Tausende zu beziffernden Institutionen mit
zentralen Fragen, wie dem Weltfrieden, der Bewältigung der internationalen
Verschuldung oder der Liberalisierung des Welthandels. Im Rahmen der
Europäischen Union hat sich die internationale Zusammenarbeit in manchen

Politikbereichen in Richtung supranationaler, d.h. dem Staat
übergeordneter, Steuerungsmechanismen entwickelt. Dies betrifft vor allem
die Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik, weit weniger jedoch die Aussen-

und Sicherheitspolitik, die nach wie vor weitgehend in den Händen
der Einzelstaaten bleibt. Parallel zur wachsenden Anzahl Internationaler

Organisationen haben sich auch die grenzüberschreitend tätigen
nicht-staatlichen Akteure fast explosionsartig vermehrt. Mittlerweile
existieren mehrere zehntausend international operierende "non-govern-
mental organizations" (NGOs) und mehrere zehntausend MNCs.

Drittens herrscht im Internationalen System eine regelrechte Staaten-Inflation.

Seit Anfang dieses Jahrhunderts hat die Zahl der Staaten stetig
zugenommen. Heute sind wir bei rund 200 Staaten angelangt und ein Ende ist
nicht abzusehen. Nur in Europa zeichnet sich ein Trend in Richtung eines
grösseren politischen Gebildes ab. Überall sonst sind, mit zeitweiliger
Ausnahme der Sowjetunion, in den letzten hundert Jahren keine grösseren Staaten

mehr entstanden. Im Gegenteil, Grossreiche sind zerfallen, einschliesslich

das Osmanische Reich, Österreich-Ungarn, die Kolonialreiche und die
Sowjetunion. Gleichzeitig stecken viele Staaten gegenwärtig in Krisen
unterschiedlichen Ausmasses. In einer mittlerweile besorgniserregenden Zahl von
Fällen spricht man bereits von "gescheiterten Staaten". Beispiele dafür sind
Afghanistan, Liberia, der Sudan und Somalia. Auch in Industrieländern wie
Deutschland oder der Schweiz wird immer öfter von der Krise des Staates
gesprochen, wobei zweifellos diese Krise vergleichsweise wenig akut ist.

Die Auswirkungen wirtschaftlicher Globalisierung aufdie Politik bzw. den
Staat, die Wirtschaft und die Gesellschaft

Wenn wir, wie oben dargelegt, das Gemeinwesen in Wirtschaft, Gesellschaft

und Staat bzw. Politik unterteilen, so stellt sich eine Reihe von Fragen

im Zusammenhang mit Globalisierungsprozessen innerhalb dieser
drei Bereiche. Hier seien exemplarisch einige dieser Fragen aufgeführt:

Folgen für die Wirtschaft:

• Zeichnet sich eine Konvergenz der Wirtschaftssysteme, eine allgemeine
Deregulierung mit mehr Markt in allen Bereichen ab?



• Ist eine zunehmende Regionalisierung des Welthandels feststellbar?
• Werden ärmere Entwicklungsländer von derWeltwirtschaft weiter

abgekoppelt? Treten massive Konjunkturschwankungen bei Schwellenländern,

die sich gegenüber der Weltwirtschaft stark öffnen, auf?
• Haben Staaten einen steigenden Autonomieverlust bezüglich nationaler

Konjunktursteuerung über Geld- bzw. Zinspolitik zu verzeichnen?
• Steht ein Ende der Inflation bevor?
• Erfolgt eine weitere Deindustrialisierung westlicher Staaten?
• Koppeln sich die globalen Finanzmärkte mehr und mehr von der

Realwirtschaft ab? Welches sind die Folgen?
• Sind Marktkonzentrationen und Wettbewerbsprobleme die Folge

steigender FDI?
• Unterläuft die Handelsliberalisierung nationale und internationale

Umweltschutzbemühungen und sozialstaatliche Massnahmen?

Folgen für die Gesellschaft:

• Bricht der "Gesellschaftsvertrag" auseinander?
• Müssen die Gewerkschaften mit der Erosion ihres Einflusses rechnen?
• Konvergieren die Konsumgewohnheiten weltweit (z.B. Kultur)?
• Zunehmende Individualisierung? Welches sind die Folgen?
• Entstehen neue Sicherheitsrisiken? Welche?

Folgen für die Politik/den Staat:

• Ist der Wohlfahrtsstaat am Ende?
• Verstärken sich die Probleme bei der Verteilung von Steuerlasten auf

verschiedene Bevölkerungs- bzw. Interessengruppen?
• Verringern sich die Regulierungsspielräume von Staaten?
• Sind Steuerungsdefizite auf internationaler Ebene nachweisbar?
• Vergrössern sich Demokratiedefizite?

Wohlfahrtsstaat und Steuerlasten

In der Folge beschränke ich mich lediglich auf zwei dieser vielen Fragen.
Eine der Konsequenzen von Globalisierungsprozessen, die grössere
politische Kontroversen verursacht, sind Probleme mit der Finanzierung
sozialstaatlicher Leistungen. Diese Probleme haben verschiedenste Ursachen.

Bei der AHV z.B. ist dies schlicht einmal die Altersstruktur der
Bevölkerung und das Umlageverfahren, die nichts mit der Globalisierung
zu tun haben. Allerdings wird zunehmend auch darüber nachgedacht, ob
die gestiegene Mobilität von Kapital und anderen Produktionsfaktoren
die Finanzierung des Wohlfahrtsstaates untergraben könnte oder es
bereits getan hat.

Hier lassen sich die folgenden empirischen Befunde aufführen. Statistisch
konnte bisher nicht nachgewiesen werden, dass Staaten mit einer offene-



ren Wirtschaft (gemessen z.B. anhand der Aussenhandelsquote und der
Offenheit der Finanzmärkte) weniger Geld für staatliche Aktivitäten
ausgeben. Dies betrifft auch die Sozialausgaben und gilt auch, wenn viele
alternative Erklärungsfaktoren, z.B. die Konjunktur, Staatsverschuldung,
oder Staatsgrösse, kontrolliert werden.

Auf der Seite der Steuereinnahmen - der Sozialstaat wird weitgehend über
Steuern finanziert - ist ähnliches zu beobachten. Diese sind seit dem 2.

Weltkrieg ständig gestiegen und verharren heute in den meisten OECD-
Staaten auf relativ hohem Niveau.

Bei der Steuerbelastung zeigt sich allerdings, dass die Kapitalmobilität zu
einer Verlagerung der Steuerlasten beigetragen hat. Lohnempfänger werden

heute stärker besteuert als Kapitalbesitzer. Die Steuersätze für
Unternehmen sind in den vergangenen Jahren nicht zuletzt aufgrund des
intensivierten Steuerwettbewerbs zwischen den Staaten gesunken. Vor allem
die EU-Staaten haben versucht, diesem Trend entgegenzusteuern. Über
einen verstärkten und international koordinierten Zugriff der Staaten auf
Zinserträge und Unternehmensgewinne soll versucht werden, die Steuererträge

zu stabilisieren, und in Bezug auf Steuergerechtigkeit wirksam zu
werden. Beiden Versuchen der EU war bisher kaum Erfolg beschieden.
Auch die OECD-Bemühungen um eine Bekämpfung des sog. "schädlichen

Steuerwettbewerbs" waren bisher fruchtlos. Dies hat v.a. mit der
Sogwirkung von Steueroasen in- und ausserhalb des EU-Raumes zu tun (u.a.
auch der Schweiz).

Besonders wirtschafts-liberale Kreise begrüssen das Scheitern einer
internationalen Steuerharmonisierung und fordern statt dessen weitere
Steuersenkungen als Massnahme zur Reduktion der Staatsverschuldung. Falls
dies nicht möglich sei, wird eine verstärkte Belastung des Konsums gefordert.

Die einen argumentieren, die stärkere fiskalische Belastung der
Arbeitnehmer verursache eine höhere Arbeitslosigkeit. Die anderen
behaupten, eine stärkere Besteuerung von Kapital würde Investitionen
vermindern und damit auch Arbeitsplätze zerstören. Die Wirtschaftswissenschaftler

werden sich wohl noch lange über diese Hypothesen streiten.

Schluss

Im Verhältnis von Wirtschaft, Gesellschaft und Politik hat sich in jüngerer
Zeit vieles verändert. Diese Veränderungen werden meist in allzu
pauschaler Weise mit der "Globalisierung" in Zusammenhang gebracht. Dass
Globalisierungsprozesse Konsequenzen für die drei Bereiche des Gemeinwesens,

Wirtschaft, Gesellschaft und Staat/Politik, haben, ist jedoch a priori
auch nicht von der Hand zu weisen. Der Einfachheit halber habe ich

mich auf die wirtschaftliche Globalisierung konzentriert, diese sehr eng
definiert und mehr Fragen als Antworten aufgeworfen, was die Folgen
weltwirtschaftlicher Veränderungen betrifft.



Meine Bemerkungen zu den Folgen wirtschaftlicher Globalisierung für
denWohlfahrtsstaat und die Steuerlasten zeigen, dass sich die in der öffentlichen

Diskussion sehr häufig vorgebrachte These eines "race-to-the-bot-
tom" nicht mit den heute verfügbaren Daten deckt. Der Wohlfahrtsstaat,
wie wir ihn heute kennen, ist vermutlich durch die wirtschaftliche
Globalisierung als solches nicht in Gefahr. Der Steuerwettbewerb hingegen ist
deutlich spürbar. Die Kapitalmobilität behindert oder verhindert gar
staatliche Versuche, den gesunkenen Handlungsspielraum der einzelnen
Staaten über internationale Massnahmen (z.B. eine Steuerharmonisierung
innerhalb der EU) wiederzugewinnen. Hinzu kommt, dass die Verschiebung

der Steuerbelastung in Richtung unselbständig Erwerbender einigen

sozialen Sprengstoff birgt.

Fazit: Die sozialwissenschaftliche Forschung zu den Konsequenzen der
wirtschaftlichen Globalisierung steckt noch in den Kinderschuhen. Bisher
hat sie jedoch schon einiges zu Klärung der Grundkonzepte (bes. desjenigen

der Globalisierung) beigetragen und einige der in der öffentlichen
Debatte sehr prominenten Hypothesen zu relativieren vermocht. Der
praktische Stellenwert zukünftiger Forschung liegt somit auch darin,
unbegründete Ängste vor den Folgen der Globalisierung zu beseitigen, mit
letzterer tatsächlich verbundene Probleme frühzeitig zu erkennen und für alle
Seiten befriedigende Lösungen zu suchen, sowie die Chancen der
Globalisierung aktiv zu nutzen.

Kontaktadresse: ETH-Zentrum, SEI, 8092 Zürich, Tel: 01 632 67 73
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LA CONCRÉTISATION DU PRINCIPE DE DÉVELOPPEMENT

DURABLE

Anne Petitpierre

1. Le principe du développement durable

Le principe du développement durable est contenu dans les principes
adoptés par la Conférence de Rio en 1992. C'est également un principe
que, par décision politique, il a été décidé de mettre en oeuvre en Suisse,
conformément au voeu de la communauté internationale. Dans cette
optique, le développement durable doit être compris comme un objectif
de politique générale qui impose la prise en compte dans l'ensemble de la
politique du pays de certaines considérations à long terme. Le développement

durable est celui qui garantit la préservation dans l'intérêt des

générations futures de conditions écologiques, économiques et sociales
permettant de satisfaire les besoins légitimes de la société. C'est l'intégration
de ces trois facteurs qui est souvent représentée par l'image des trois piliers
du développement durable. Cette représentation architecturale, qui a déjà
eu son heure de gloire dans le domaine des assurances sociales, ne rend
que très imparfaitement compte de la nature du principe. On pourrait, de
la même façon, dire qu'un orchestre symphonique repose sur trois piliers:
les cordes, les vents et les cuivres, ce qui ne donnerait qu'une information
très rudimentaire sur les satisfactions musicales qu'il peut procurer.

L'ambition de concilier l'évaluation économique des décisions et leur
compatibilité écologique rend nécessaire la mise en oeuvre d'une forme de
gestion écologique non seulement des collectivités publiques mais des acteurs
économiques en général. Une telle gestion doit permettre un véritable
développement et non une "croissance" économique dont la poursuite à long terme

est la négation même d'une gestion durable des ressources naturelles.

2. Le développement durable, un principe de droit international

Le principe du développement durable est, à proprement parler, un principe

de globalisation. Il suppose en effet une approche mondiale de
problèmes qui se posent, fondamentalement, dans les mêmes termes, quel que
soit le lieu ou la culture dans laquelle l'on se trouve. Il s'agit de la préservation

des conditions indispensables à la vie. Cette globalisation n'est
d'ailleurs, en ce qui concerne les aspects écologiques, que la prise en compte
d'une situation préexistant à l'intervention des Etats qui constituent la
communauté internationale. La gestion des ressources naturelles est un
problème à caractère global dans la mesure où ces ressources sont d'une
part nécessaires à la vie dans toutes les formes de société et d'autre part
susceptibles d'être irrémédiablement détruites par des actions situées en
dehors des sphères d'intervention des Etats pris individuellement.



En droit international, on admet que ce principe (qui n'est pas une norme

directement applicable mais constitue un élément de nature à

influencer la politique de développement, resp. de croissance) inclut les
considérations suivantes :

• la nécessité de prendre en compte les besoins des générations futures
autant que des actuelles

• la nécessité de poser des limites à l'usage et à l'exploitation des ressources
pour des raisons écologiques

• la nécessité d'une certaine équité dans la répartition des droits et
obligations dans ce contexte

• la nécessité d'intégrer globalement tous les aspects de l'environnement
et du développement lors des décisions politiques.

Sur cette base, des critères concrets doivent pouvoir être dégagés pour
mesurer l'adéquation des décisions économiques et sociales au regard de

l'objectif de durabilité.

Le principe du développement durable est la réponse de pouvoirs
nécessairement limités sur le plan géographique à un problème mondial par sa
nature et son ampleur. Dans ce contexte, les Etats doivent accepter une
redéfinition de leur souveraineté, leur action individuelle n'étant plus
adaptée au contexte dans lequel elle prétend s'exercer. Il s'agit plutôt d'une
souveraineté partagée qui confère à l'Etat la prérogative de participer à

une action politique générale, plutôt que de régner en maître d'une action
politique locale.

3. Le développement durable, facteur d'intégration

La nécessité de préserver à long terme la possibilité même d'utiliser les

ressources naturelles impose que la décision économique intègre les
facteurs à long terme. En particulier, cette décision doit permettre d'éviter
des atteintes irréversibles aux ressources vitales de la planète, de sorte que
l'économie et l'écologie ne sont, dans ce contexte, que les deux faces d'une
même médaille.

Le maintien de la capacité des sociétés de satisfaire les besoins des
individus qui les composent tout en réservant la possibilité pour les générations

futures de vivre dans des conditions comparables suppose également
la préservation de certaines conditions sociales. Un minimum de cohésion
et de solidarité sociale est donc indispensable à la prise en compte du long
terme dans les décisions économiques. Il ne s'agit toutefois pas de réduire

la solidarité sociale à une conception minimaliste, mais bien d'évaluer
la mesure dans laquelle elle est indispensable au fonctionnement des
sociétés. La concrétisation du principe de développement durable implique

donc nécessairement le développement de mécanismes intégrateurs,
en particulier en matière économique. Dans cette optique, où la globali-



sation des marchés ne peut se faire sans une approche également globale
du problème de l'épuisement des ressources qui accompagne l'économie
de marché, les limites posées aux lois du marché ne doivent pas être
considérées comme une entrave à son fonctionnement mais comme un
élargissement, lui permettant d'intégrer la dimension des ressources
économiques dans sa totalité. Cet élargissement résulte de la prise en compte
du long terme, qui est l'élément caractéristique du développement durable.

La préservation à long terme des ressources vitales, qui sont aussi les
ressources servant de facteurs de production (que ce soit dans le domaine

de l'énergie, de la chimie, de la pharmacie, de l'agriculture), est une
contrainte inévitable. Dans les sociétés qui refuseront d'en tenir compte, il n'y
aura plus ni développement (même sous sa forme rudimentaire de
"croissance"), ni avenir collectif quelconque.

Sur le plan de la mise en oeuvre, la prise en compte du développement
durable (DD) nécessite, très concrètement, de développer deux types
d'approches :

a) Celles qui relèvent de l'analyse du DD: critères de distinction, grilles
d'évaluation, indicateurs de phénomènes sociaux ou économiques; ils
permettent d'évaluer la portée et l'orientation des décisions dans
l'optique du DD. Cette fonction de boussole est indispensable, car le DD
ne se réalise pas en parvenant à un état idéal vérifiable, mais consiste
en un processus permanent.

b) Celles qui relèvent de l'intégration proprement dite, soit avant tout de
la prise en compte de facteurs non économiques dans les mécanismes
économiques: facteurs d'innovation technique, estimation des valeurs
"non-économiques", internalisation des coûts sociaux et environnementaux,

prise en compte de mesures écologiques et sociales dans les
mécanismes de libre-échange. La difficulté réside ici dans la désignation

d'institutions, d'organes ou d'autorités responsables de contrôler
cette intégration qui s'opère à travers des activités diverses par
l'intermédiaire des acteurs économiques (consommateurs compris).

A côté des Etats, dont le rôle traditionnel est élargi à celui de partenaire
dans une définition internationale du développement durable, les
Organisations Internationales ont un rôle croissant à jouer. Elles sont le lieu où
peuvent s'élaborer des objectifs globaux, mais aussi des mécanismes de
solutions des conflits entre des aspirations et des objectifs contradictoires.
La nécessité de tels mécanismes apparaît clairement si l'on considère le
fonctionnement de ceux qui existent en matière purement économique.
L'Organisation Mondiale du Commerce (OMC), qui a considérablement
étendu son rôle en matière de solution des conflits,s'est trouvée confrontée
à la nécessité de concilier les règles d'ouverture des marchés et la nécessaire

protection des ressources. La synthèse s'est avérée difficile et les
résultats n'ont pas toujours répondu aux attentes. Que ce soit dans le conflit

entre l'objectif de protection des tortues et la libre circulation des pro-



duits de la pêche ou lors du refus de prendre en considération le principe
de précaution, pourtant instauré par la Communauté internationale, dans
le cadre de l'interdiction du veau aux hormones, les limites d'un système
à objectif unidimensionnel sont apparues. Un mécanisme de solution des
conflits dans ce domaine doit pouvoir octroyer la même valeur et la même
portée juridique aux règles et principes internationaux destinés à protéger

les ressources qu'à ceux destinés à protéger le marché. C'est à cette
condition seulement que s'établira une communauté internationale de la
"mesure".

Adresse et téléphone: Place neuve 4,1211 Genève 11
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